709 Ausgabe A. 


Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 85 Ausgegeben Danzig, den 21. Dezember 1938 

Tag Inhalt: Seite 

13. 12. 1938 Rechtsverordnung Über Waffen 3 709 

15. 12. 1938 i Sicherung der Frühjahrsdüngung und Saatgutverſorgung für das Wirtſchafts⸗ BR 
jahr 19897 f EE TEE ? 

5. 12. 1938 Verordnung betreffend Aenderung der Neihäverjiherungsordbunung een 716 
10. 12. 1938 Verordnurg betreffend Aenderung des Einkommen, Vermögen; und Erbſchaftſteuergeſetzes 716 
15. 12. 1938 Verordnung über Zulaſſung zur Heilbehandlunn gag —3 718 
14. 12. 1938 Druckfehlerberichtigunlnnnu . ernennen J 719 


16. 12. 1938 Anlagen zur Erſten Verordnung zur Durchführung der Rechtsverordnung zum Schutze der Erbgeſundheit 719 
..... ̃ —— ͥäua.i;5§7kẽö — — . — 


2¹⁴ Rechtsverordnung 
über Waffen. 
Vom 13. Dezember 1938. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 9, 16, 79 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des die Geltungsdauer dieſes Geſetzes verlän- 
gernden Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Abſchnitt I 
Allgemeines 
8 1 
(1) Schußwaffen im Sinne dieſer Verordnung ſind Waffen, bei denen ein feſter Körper durch 
Gas⸗ oder Luftdruck durch einen Lauf getrieben werden kann. 
(2) Als Munition im Sinne dieſer Verordnung gilt fertige Munition zu Schußwaffen ſowie 
Schießpulver jeder Art. 
(3) Fertige oder vorgearbeitete weſentliche Teile von Schußwaffen oder Munition ſtehen fertigen 
Schußwaffen oder fertiger Munition gleich. 
8 2 
Hieb⸗ und Stoßwaffen im Sinne dieſer Verordnung ſind Waffen, die ihrer Natur nach dazu 
beſtimmt ſind, durch Hieb, Stoß oder Stich Verletzungen beizubringen. 


Abſchnitt I 
Herſtellung von Schußwaffen und Munition 
8 3 

(1) Wer gewerbsmäßig Schußwaffen oder Munition herſtellen, bearbeiten oder inſtandſetzen will, 
bedarf dazu der Erlaubnis. Als Herſtellen von Munition gilt auch das Wiederladen von Patronen⸗ 
hülſen. 

(2) Die Erlaubnis darf nur erteilt werden, wenn der Antragſteller im Gebiete der Freien Stadt 
Danzig ſeinen feſten Wohnſitz hat. 

(3) Der Senat kann Ausnahmen von der Vorſchrift des Abſ. 2 zulaſſen. 

(4) Die Erlaubnis darf ferner nur erteilt werden, wenn der Antragſteller und die für die kauf⸗ 


männiſche oder für die techniſche Leitung ſeines Betriebes in Ausſicht genommenen Perſonen die für 


den Betrieb des Gewerbes erforderliche perſönliche Zuverläſſigkeit und wenn der Antragſteller oder die 
für die techniſche Leitung ſeines Betriebes in Ausſicht genommene Perſon die für den Betrieb des Ge⸗ 
werbes erforderliche fachliche Eignung beſitzen. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 29. 12. 1938.) 
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8 4 

(1) Bei der Erteilung der Erlaubnis kann eine Friſt bis zur Dauer eines Jahres beſtimmt werden, 
innerhalb deren das Gewerbe begonnen werden muß, widrigenfalls die Erlaubnis erliſcht. Iſt eine 
Friſt nicht beſtimmt, ſo erliſcht die Erlaubnis, wenn das Gewerbe nicht innerhalb eines Jahres nach 
Erteilung der Erlaubnis begonnen wird. Die Friſten können verlängert werden, wenn ein wichtiger 
Grund vorliegt. 

(2) Die Erlaubnis erliſcht ferner, wenn der Gewerbetreibende das Gewerbe ſeit einem Jahr nicht 
mehr ausgeübt hat, ohne daß ihm darüber hinaus eine Friſt gewährt worden iſt, innerhalb deren das 
Gewerbe wieder aufgenommen werden muß. Dieſe Friſt beträgt höchſtens ein Jahr, ſie kann verlängert 
werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. 

(3) Der Gewerbetreibende hat binnen einer Woche ſchriftlich anzuzeigen, daß er das Gewerbe 
begonnen hat oder nicht mehr ausübt. 

8 5 i 

Die Erlaubnis zur Ausübung eines Gewerbes iſt zurückzunehmen, wenn in der Perſon des Ge⸗ 
werbetreibenden oder des Leiters des Betriebes die Vorausſetzungen nicht mehr vorliegen, die für die 
Erteilung der Erlaubnis erforderlich ſind. 

Sp 

Sit die Erlaubnis verſagt oder zurückgenommen worden, jo darf innerhalb zweier Jahre eine neue 

Erlaubnis nur erteilt werden, wenn beſondere Umſtände dies rechtfertigen. 


Abſchnitt III 
Handel mit Waffen und Munition 
8 7 

(1) Wer gewerbsmäßig Schußwaffen oder Munition erwerben, feilhalten oder anderen überlaſſen 
oder wer gewerbsmäßig den Erwerb oder das Überlaſſen folder Gegenſtände vermitteln oder ſich ge⸗ 
werbsmäßig zu ihrem Erwerb oder Überlaſſen erbieten will, bedarf dazu der Erlaubnis. 

(2) Die Vorſchriften des $ 3 Abſ. 2 bis 4 und der SS 4 bis 6 gelten entſprechend. 

(3) Eine nach § 3 Abſ. 1 erteilte Erlaubnis umfaßt zugleich die Erlaubnis, Schußwaffen und 
Munition gewerbsmäßig zu erwerben, feilzuhalten oder andern zu überlaſſen. 


8 8 
Die Erlaubnis nach 8 7 darf Trödlern nicht erteilt werden. 


S 9 
(1) Verboten iſt der Handel mit Schußwaffen oder Munition ſowie mit Hieb⸗ oder Stoßwaffen. 
1. im Umherziehen, 
2. auf Jahrmärkten, Schützenfeſten und Meſſen mit Ausnahme der Miſtermeſſen 
(2) Nicht unter das Verbot des Abſ. 1 Nr. 2 fällt das Feilhalten und Überlafjen der bei einem 
Schützenfeſt auf dem Schießſtand benötigten Munition. 


S 10 
Schußwaffen, die gewerbsmäßig feilgehalten oder andern überlaſſen werden, müſſen die Firma des 
Herſtellers und eine fortlaufende Herſtellungsnummer tragen. 


Abſchnitt IV 
Erwerb, Führen, Beſitz und Einfuhr von Waffen und Munition 
S 11 

(I) Fauſtfeuerwaffen dürfen nur gegen Aushändigung eines e e überlaſſen SE 
Seene werden. 

(2) Der Waffenerwerbſchein gilt für die — eines NE vom Tage der Ausſtellung an ge⸗ 
rechnet. 

(3) Abſatz 1 gilt nicht für: 

a) die Überlaſſung von Fauſtfeuerwaffen auf einem polizeilich genehmigten EE zur Be- 
nutzung lediglich auf dieſem Schießſtand; 

b) die Verſendung von Fauſtfeuerwaffen unmittelbar in das Ausland; 

c) die Übermittelung von Fauſtfeuerwaffen durch Perſonen, die gewerbsmäßig EE 
beſorgen oder ausführen, insbeſondere durch Spediteure, Frachtführer, Verfrachter eines See⸗ 
ſchiffes, die Poſt und die Eiſenbahn, 

d) den Erwerb von Todes wegen. 


N 


GN 


8 12 
Eines Waffenerwerbſcheines bedürfen nicht: 
1. Behörden der Freien. Stadt Danzig; 
2. Gemeinden und Gemeindeverbände, denen der Senat den Erwerb ohne Exwerbſchein ge⸗ 
ſtattet hat; g 
3. die vom Senat im Einvernehmen mit dem Gauleiter der Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen 
Arbeiterpartei beſtimmten Dienſtſtellen der NSDAP und ihrer Gliederungen; 
4. die vom Senat beſtimmten Dienſtſtellen des Luftſchutzes und des Nationalſozialiſtiſchen 
Fliegerkorps; 
5. die in den Së 3 und 7 bezeichneten Gewerbetreibenden, die Dë durch eine behördliche Ge⸗ 
nehmigung ausweilen; 
6. Inhaber von Waffenſcheinen und Jahresjagdſcheinen. 


8 13 
(1) Jugendlichen unter 18 Jahren dürfen Schußwaffen und Munition ſowie Hieb⸗ oder Stoß⸗ 
waffen nicht entgeltlich überlaſſen werden. 
(2) Die zuſtändige Behörde kann Ausnahmen zulaſſen. 


8 14 

(1) Wer außerhalb ſeines Wohn⸗, Dienſt⸗ oder Geſchäftsraumes oder ſeines befriedeten Beſitz⸗ 
tums eine Schußwaffe führt, muß einen Waffenſchein bei ſich tragen. Als Führen einer Schußwaffe gilt 
nicht ihr Gebrauch auf polizeilich genehmigten Schießſtänden. 

(2) Der Waffenſchein iſt, ſofern ſeine Geltung nicht ausdrücklich auf einen beſtimmten engeren Be⸗ 
zirk beſchränkt wird, für das ganze Gebiet der Freien Stadt Danzig gültig. Seine Geltung kann auf 
beſtimmte, ausdrücklich bezeichnete Gelegenheiten oder Ortlichkeiten beſchränkt werden. 

(3) Der Waffenſchein gilt für die Dauer von drei Jahren vom Tage der Ausſtellung an gerechnet, 
ſoweit nicht eine kürzere Geltungsdauer auf ihm vermerkt iſt. 


S 15 { 
(1) Waffenerwerbſcheine und Waffenſcheine dürfen nur an Perſonen, gegen deren Zuverläſſigkeit 
keine Bedenken beſtehen, und nur bei Nachweis eines Bedürfniſſes ausgeſtellt werden. 
(2) Die Ausſtellung hat insbeſondere zu unterbleiben: 

1. an Perſonen unter 18 Jahren; 

2. an Entmündigte und geiſtig Minderwertige; 

3. an Zigeuner oder nach Zigeunerart umherziehende Perſonen; 

4. an Perſonen, gegen die auf Zuläſſigkeit von Polizeiaufſicht oder auf Verluſt der bürgerlichen 
Ehrenrechte erkannt worden iſt, für die Dauer der Zuläſſigkeit der Polizeiaufſicht oder des 
Verluſtes der bürgerlichen Ehrenrechte; 

5. an Perſonen, die wegen Landesverrats oder Hochverrats verurteilt ſind, oder gegen die Tat⸗ 
ſachen vorliegen, die die Annahme rechtfertigen, daß ſie ſich ſtaatsfeindlich betätigen; 

6. an Perſonen, die wegen vorſätzlichen Angriffs auf das Leben oder die Geſundheit, wegen 
Land⸗ oder Hausfriedensbruchs, wegen Widerſtandes gegen die Staatsgewalt, wegen eines ge⸗ 
meingefährlichen Verbrechens oder Vergehens, wegen einer ſtrafbaren Handlung gegen das 
Eigentum, wegen eines Jagdvergehens oder wegen eines Fiſchereivergehens zu einer Freiheits⸗ 
ſtrafe von mehr als zwei Wochen rechtskräftig verurteilt worden ſind, wenn ſeit Verbüßung 
der Strafe drei Jahre noch nicht verfloſſen ſind. Der Verbüßung der Freiheitsſtrafe ſteht ihre 
Verjährung, ihr Erlaß oder ihre Umwandlung in eine Geldſtrafe gleich; in dieſem Falle be⸗ 
ginnt die dreijährige Friſt mit dem Tage, an dem die Freiheitsſtrafe verjährt oder erlaſſen 
oder in eine Geldſtrafe umgewandelt worden iſt. Iſt die Strafe nach einer Probezeit ganz 
oder teilweiſe erlaſſen, ſo wird die Probezeit auf die Friſt angerechnet. 

(3) Ausnahmen von Abſ. 2 Nrn. 1 und 6 können auf Antrag bewilligt werden. 


8 16 
Für die Ausſtellung eines Waffenerwerbsſcheines oder eines Waffenſcheines werden nach näherer 
Beſtimmung in der Durchführungsverordnung Gebühren erhoben. 


8 17 


Der Waffenerwerbſchein oder der Waffenſchein iſt zu widerrufen und einzuziehen, wenn die Vor⸗ 


ausſetzungen für die Erteilung des Scheines nicht gegeben waren oder nicht mehr vorliegen. 
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S 18 
Eines Waffenerwerbſcheines oder eines Waffenſcheines bedürfen hinſichtlich der ihnen dienſtlich ge⸗ 
lieferten Waffen nicht: 

1. die Polizeibeamten und Angehörigen des ſtaatlichen Sicherheitsdienſtes, 

2. die Beamten der Vollzugsanſtalten der Juſtizverwaltung, 

3. die im Grenzaufſichts⸗, Grenzabfertigungs⸗ und Zollfahndungsdienſt verwendeten Amtsträger 
der Landeszollverwaltung, 

4. die im Forſt⸗, Feld⸗ und Jagdſchutz verwendeten Beamten und Angeſtellten, die entweder 
einen Dienſteid geleiſtet haben oder auf Grund geſetzlicher Vorſchriften als Forſt⸗, Feld⸗ 
oder Jagdſchutzberechtigte eidlich verpflichtet oder amtlich beſtätigt ſind, ſowie die Fiſcherei⸗ 
beamten und die amtlich verpflichteten Fiſchereiaufſeher. 


S 19 
(1) Eines Waffenerwerbſcheines oder eines Waffenſcheins bedürfen hinſichtlich der ihnen dienſtlich 
gelieferten Schußwaffen ferner nicht: 
1. im Dienſte des Staates verwendete Perſonen, denen von der zuſtändigen Behörde das Recht 
zum Führen von Schußwaffen verliehen iſt, 

2. Führer der Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiterpartei und ihrer Gliederungen, denen 
vom Senat im Einvernehmen mit dem Gauleiter der Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Ar⸗ 
beiterpartei das Recht zum Führen von Schußwaffen verliehen iſt, 

3. Perſonen im Luftſchutzdienſt, denen vom Senat das Recht zum Führen von Schußwaffen ver⸗ 
liehen iſt, 

4. Führer im Nationalſozialiſtiſchen Fliegerkorps, denen vom Senat das Recht zum Führen 
von Schußwaffen verliehen iſt. 
(2) An die Stelle des Waffenſcheines tritt bei ihnen eine entſprechende Beſcheinigung, die für die 
im Abſ. 1 Ziff. 1 bezeichneten Perſonen von der vorgeſetzten Dienſtſtelle, für die in Abſ. 1 Ziffer 2 be⸗ 
zeichneten Perſonen von der zuſtändigen Stelle der Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiterpartei oder 
ihrer Gliederungen, für die in Abſ. 1 Ziff. 3 und 4 bezeichneten Perſonen von der zuſtändigen Stelle 
der Organiſation ausgeſtellt wird. 


8 20 
Werden den in SS 18, 19 bezeichneten Perſonen Schußwaffen dienſtlich nicht geliefert oder iſt das 
Führen anderer als der dienſtlich gelieferten Waffen geboten, jo find die in 8 19 Abſ. 2 bezeichneten 
Stellen befugt, ihnen eine Beſcheinigung auszuſtellen, aus der das Recht zum Erwerb oder zum Führen 
einer Schußwaffe erſichtlich iſt. 
8 21 
Der Jagdſchein berechtigt den Inhaber zum Führen von Jagd⸗ und Fauſtfeuerwaffen. 


8 22 
Der Erwerb von Kriegsgerät iſt nur mit Erlaubnis des Senats zuläſſig. 


S 23 


(I) Der Erwerb, der Beſitz und das Führen von Schußwaffen und Munition ſowie von Hieb⸗ 
und Stoßwaffen 
a) iſt verboten Juden, 
b) kann verboten werden im Einzelfalle, Perſonen, die ſich ſtaatsfeindlich betätigt haben oder 
durch die eine Gefährdung der öffentlichen Sicherheit zu befürchten iſt. 
(2) Waffen und Munition, die ſich im Beſitze von Perſonen befinden, denen der Beſitz und das 
Führen von Waffen nach Abſ. 1 verboten iſt oder wird, ſind entſchädigungslos einzuziehen. 
(3) Der Senat kann von dem in Abſ. 1 ausgeſprochenen Verbot Ausnahmen für Juden fremder 
Staatsangehörigkeit zulaſſen. 
(4) Wer Jude iſt, beſtimmt ſich nach der Verordnung zum Schutze des Deutſchen Blutes und der 
Deutſchen Ehre vom 21. November 1938 (G. Bl. S. 616). 


8 24 
Di Die Einfuhr von Schußwaffen und Munition bedarf der Erlaubnis. Die Erlaubnis iſt zu ver- 
ſagen, wenn gegen die Zuverläſſigkeit des Einführenden Bedenken beſtehen. Für die Erteilung und Ver⸗ 
ſagung und den EE, Der d'an ‚gelten ſinngemäß * ZE Ge § 15, Cen 28 und 
des 8 17. , 
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(2) Abſatz 1 findet keine Anwendung auf die Einfuhr durch ſtaatliche Behörden ſowie durch die in 
den 88 3, 7 bezeichneten Gewerbetreibenden, die ſich durch eine behördliche Beſcheinigung ausweiſen. 
(3) Die Vorſchriften des Geſetzes betreffend Herſtellung, Verkauf, Lagerung und Durchfuhr von 
Kriegsgerät vom 17. Mai 1922 (G. Bl. S. 246) bleiben unberührt. 
(4) Im Freibezirk werden Schußwaffen und Munition nach Maßgabe der durch den Senat zu 
erlaſſenden Vorſchriften überwacht. 
S 25 
(1) Verboten ſind Herſtellung, Handel, Führen, Beſitz und Einfuhr > 
1. von Schußwaffen, die zum Zuſammenklappen, Zuſammenſchieben, Verkürzen oder zum ſchleu⸗ 
nigen Zerlegen über den für Jagd- und Sportzwecke allgemein üblichen Umfang hinaus be⸗ 
ſonders eingerichtet oder die in Stöcken, Schirmen, Röhren oder in ähnlicher Weiſe ver⸗ 
borgen Ip: 8 
2. von Schußwaffen, die mit einer Vorrichtung zur Dämpfung des Schußknalles oder mit Ge⸗ 
wehrſcheinwerfern verſehen ſind, das Verbot erſtreckt ſich auch auf die bezeichneten Vorrich⸗ 
tungen allein; ; 
3. von Patronen Kaliber 22 (=5,6 mm) kurz, lang oder lang für Büchſen (Kleinkaliber⸗ 
patronen) mit Hohlſpitzgeſchoß (Loch- oder Kerbgeſchoß). 
(2) Für die Ausfuhr können Handel und Beſitz der im Abſ. 1 bezeichneten Schußwaffen, Vor⸗ 
richtungen und Patronen geſtattet werden. : 
Abſchnitt V. 
Strafbeſtimmungen 
S 26 g 


(i) Mit Gefängnis bis zu drei Jahren und mit Geldſtrafe oder mit einer dieſer Strafen wird be⸗ 
ſtraft, wer vorſätzlich oder fahrläſſig den Beſtimmungen dieſer Rechtsverordnung zuwider Waffen, Mu⸗ 
nition oder die im § 25 Abi. 1 Ziff. 2 bezeichneten Vorrichtungen herſtellt, bearbeitet, inſtandſetzt, er⸗ 
wirbt, feilhält, andern überläßt, führt, beſitzt, oder einführt, den Erwerb oder das Überlaſſen ſolcher 
Gegenſtände vermittelt oder ſich zu ihrem Erwerb oder Überlaſſen erbietet. 

(2) Neben der Strafe können die Waffen, die Munition oder die Vorrichtungen, auf die ſich die 
ſtrafbare Handlung bezieht, ohne Rückſicht darauf, ob fie dem Täter gehören, eingezogen werden. Kann 
keine beſtimmte Perſon verfolgt oder verurteilt werden, ſo kann auf die Einziehung ſelbſtändig er⸗ 
kannt werden, wenn im übrigen die Vorausſetzungen hierfür vorliegen. 


8 27 2 

(1) Mit Geldſtrafe bis zu dreihundert Gulden oder mit Haft wird beſtraft: 

1. wer die nach § 4 Abſ. 3 erforderliche Anzeige vorſätzlich oder fahrläſſig nicht oder nicht 
rechtzeitig erſtattet. 

2. wer den zur Durchführung oder Ergänzung dieſer Rechtsverordnung erlaſſenen Vorſchriften 

(S 24 Abſ. 4, $ 30) vorſätzlich oder fahrläſſig zuwiderhandelt. 

(2) Wer den im Abſ. 1 Ziff. 2 bezeichneten Vorſchriften vorſätzlich zuwiderhandelt, nachdem er 
wegen ihrer vorſätzlichen oder fahrläſſigen Übertretung zweimal rechtskräftig verurteilt iſt, wird mit Ge⸗ 
fängnis bis zu einem Jahre und mit Geldſtrafe oder mit einer dieſer Strafen beſtraft. Dieſe Vor⸗ 
ſchrift findet keine Anwendung, wenn ſeit der Rechtskraft der letzten Verurteilung bis zur Begehung der 
neuen Tat mehr als drei Jahre verfloſſen ſind. 


Abſchnitt VI 
Schluß⸗ und übergangsbeſtimmungen 
a 8 28 
Auf die in den 88 3, 7 bezeichneten Gewerbebetriebe finden die Vorſchriften der Gewerbeordnung 
inſoweit Anwendung, als nicht in dieſer Rechtsverordnung beſondere Beſtimmungen getroffen ſind. 


S 29 
(1) Wer beim Inkrafttreten dieſer Rechtsverordnung zum Betrieb eines der in den Së 3, 7 De: 
zeichneten Gewerbebetriebes berechtigt iſt, bedarf keiner neuen Erlaubnis auf Grund dieſer Rechtsver⸗ 
ordnung. Die nach den Vorſchriften der Rechtsverordnung über Waffen vom 30. Juni 1931 in der 
Faſſung der Rechtsverordnung vom 16. Juli 1936 (G. Bl. S. 279) erteilte Genehmigung iſt jedoch bis 
zum 31. März 1939 zu widerrufen, wenn zu dieſem Zeitpunkt die im 8 3 Abſ. 2 bis 5 beſtimmten Vor⸗ 
ausſetzungen nicht vorliegen. Für Waffenherſteller bedarf es dabei eines Nachweiſes der fachlichen 
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Eignung dann nicht, wenn ſie beim Inkrafttreten dieſer Rechtsverordnung ihr Gewerbe ununterbrochen 
mindeſtens fünf Jahre lang ausgeübt haben. Die auf Grund des § 5 der Rechtsverordnung über 
Waffen vom 30. Juni 1931 erteilte Genehmigung zum Handel mit Schußwaffen und Munition kann 
bis zum 31. März 1939 ferner widerrufen werden, wenn ein Bedürfnis für die Aufrechterhaltung 
dieſer Genehmigung örtlich nicht beſteht. 

(2) Bedurfte der Gewerbetreibende bisher keiner Genehmigung, weil es ſich um Schußwaffen oder 
um Munition handelte, die den Vorſchriften der Rechtsverordnung über Waffen vom 30. Juni 1931 
in der Faſſung der Rechtsverordnung vom 16. Juli 1936 (G. Bl. S. 279) nicht unterlagen, fo iſt, wenn 
die Schußwaffen oder die Munition den Vorſchriften dieſer Rechtsverordnung unterliegen, die Erlaubnis 
nach SS 3, 7 binnen eines Monats nach dem Inkrafttreten dieſer Rechtsverordnung zu beantragen. 

(3) Im Falle des Abſ. 2 tritt die Strafbarkeit nach 8 26 Abſ. 1 Ziff. 1 erſt mit dem Ablauf 
eines Monats nach dem Inkrafttreten dieſer Rechtsverordnung oder, falls der Antrag innerhalb dieſer 
Friſt geſtellt iſt, mit Ablauf eines Monats nach der endgültigen Ablehnung ein. 


| S 30 
Der Senat erläßt die zur Durchführung und Ergänzung dieſer Rechtsverordnung erforderlichen 
Rechts⸗ und Verwaltungsvorſchriften. Er kann für beſtimmte Arten von Waffen oder Munition Aus⸗ 
nahmen von den Vorſchriften dieſer Rechtsverordnung zulaſſen. 


: 8 31 
(1) Dieſe Rechtsverordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
(2) Gleichzeitig treten außer Kraft: 
1. Die Rechtsverordnung über Waffen vom 30. Juni 1931 (G. Bl. S. 608) in der Faſſung des 
Artikels I der Rechtsverordnung betreffend Anderung der Rechtsverordnung über Waffen und 
des Reichsvereinsgeſetzes vom 16. Juli 1936 (G. Bl. ©. 279). 
2. Die Ausführungsverordnung zu der Rechtsverordnung über Waffen vom 30. Juni 1931 (G. Bl. 
S. 789). 
Die Verordnung betreffend Waffenſcheine vom 3. Auguſt 1933 (G. Bl. S. 368). 
. 8 56, Abſatz 2, Ziffer 8 der Gewerbeordnung. 


> w 


Danzig, den 13. Dezember 1938. 


i Der Senat der Freien Stadt Danzig 
A III 3218. Greiſer Dr. Hoppenrath 


215 Verordnung 
zur Sicherung der Frühjahrsdüngung und Saatgutverſorgung für das Wirtſchaftsjahr 1939. 
Vom 15. Dezember 1938. 


Auf Grund des $ 1 Ziff. 68, 89 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des Geſetzes zur Verlängerung des Geſetzes 
vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird mit Geſetzeskraft folgendes verordnet: 


8 1 
Wegen der Anſprüche aus der Lieferung von Düngemitteln ſowie von Saatgut, welches zur Saat 
beſonders zugerichtet iſt, von anerkanntem Originalſaatgut und anerkannten Abſaaten, welche von dem 
Eigentümer, Eigenbeſitzer, Nutznießer oder Pächter landwirtſchaftlicher Grundſtücke im Rahmen der bis⸗ 
herigen Wirtſchaftsweiſe in der für derartige Geſchäfte üblichen Art für das Erntejahr 1939 zur Stei⸗ 
gerung des Ernteertrages beſchafft und verwendet werden, hat der Gläubiger ein geſetzliches Pfand⸗ 
recht an den im Erntejahr 1939 anfallenden Früchten der zum Betrieb gehörenden Grundſtücke, auch 
wenn die Früchte noch nicht von dem Grundſtück getrennt worden ſind. Das Pfandrecht gilt nur inſo⸗ 
weit, als der Gläubiger im Beſitze eines von der zuſtändigen Kreisbauernſchaft ausgeſtellten Frühjahrs⸗ 
kreditſcheines iſt und erſtreckt ſich nicht auf die der Pfändung nicht unterworfenen Früchte. 

Die Vorſchrift des Abſatzes 1 gilt auch für Anſprüche aus Darlehen, die von dem Eigentümer, 
Eigenbeſitzer, Nutznießer oder Pächter zur Bezahlung dieſer Lieferungen ſowie von Arbeiten zur 
Pflege der Saaten und Einbringung der Ernte ſowie zur Bezahlung von Futtermitteln in der für 
derartigen Geſchäfte üblichen Art aufgenommen werden. g 
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8 2 Bes 

Auf das Pfandrecht finden die Vorſchriften der 88 560, 561 Abſ. 2, 8 562 des Bürgerlichen 
Geſetzbuches entſprechende Anwendung. 

Das Pfandrecht geht allen an den Früchten beſtehenden dinglichen Rechten im Range vor. 

Sind mehrere Gläubiger der im $ 1 bezeichneten Art vorhanden, ſo haben deren Anſprüche unter⸗ 
einander gleichen Rang. 

83 

Sowohl der Pfandgläubiger wie der Schuldner kann nach Beginn der Ernte jederzeit, auch vor 
Fälligkeit der Forderung, verlangen, daß aus den dem Pfandrecht unterliegenden Früchten eine Menge 
die zur Sicherung der Forderung ausreicht, ausgeſchieden, als dem Pfandrecht unterliegend, kenntlich 
gemacht und geſondert aufbewahrt wird. Geſchieht dies, ſo beſchränkt ſich das Pfandrecht auf dieſe 
Menge; 8 560 des Bürgerlichen Geſetzbuchs findet keine Anwendung. 

Die Zwangsvollſtreckung wegen des dem Pfandgläubiger nach Abſ. 1 Satz 1 zuſtehenden An⸗ 
ſpruchs geſchieht im Wege der Pfändung eines zur Sicherung der Forderung ausreichenden Teils der 
dem Pfandrecht unterliegenden Früchte. Der Anſpruch kann auch im Verfahren auf Erlaß einer einſt⸗ 
weiligen Verfügung geltend gemacht werden; der Glaubhaftmachung einer Gefährdung im Sinne des 
§ 935 der Zivilprozeßordnung bedarf es nicht. 

8 4 

Das Pfandrecht erliſcht mit dem Ablauf des 31. März 1940, wenn es nicht vorher gerichtlich, ins⸗ 

beſondere nach $ 805 der Zivilprozeßordnung geltend gemacht worden iſt. 


8 5 

Die in dem $ 1 bezeichneten Anſprüche haben in einem künftigen Zwangsverſteigerungs⸗ oder 
Zwangsverwaltungsverfahren den im 8 10 Ab). 1 Nr. 1 des Zwangsverſteigerungsgeſetzes bezeich⸗ 
neten Rang. 

Das Vorrecht des Abſ. 1 erliſcht, wenn die Zwangsverwaltung oder Zwangsverſteigerung nicht 
bis zum 31. März 1940 beantragt wird. Iſt innerhalb dieſer Friſt die Zwangsverwaltung beantragt, 
ſo beſteht das Vorrecht in der Zwangsverſteigerung nur, wenn die Zwangsverwaltung bis zum Zuſchlag 
fortdauert. Hat der Eigentümer eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks gemäß 8 1 der Verordnung zur 
Regelung der landwirtſchaftlichen Schuldverhältniſſe vom 22. September 1933 (G. Bl. S. 444) in 
der Faſſung der Verordnung vom 23. Oktober 1937 (G. Bl. S. 561) den Antrag auf Einleitung des 
Entſchuldungsverfahrens geſtellt, ſo erliſcht das Vorrecht des Ab. 1 früheſtens dann, wenn der Gläu⸗ 
biger die Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwaltung des Grundſtücks nicht binnen 3 Monaten nach 
Beendigung des Entſchuldungsverfahrens beantragt. 


8 6 | 

Die im 8 4 Ziff. 3 und 4 der Verordnung zur Regelung der landwirtſchaftlichen Schuldverhält⸗ 
niſſe vom 22. September 1933 (G. Bl. S. 444) in der Faſſung der Verordnung vom 23. Oktober 
1937 (G. Bl. S. 561) vorgeſehenen Beſchränkungen der Zwangsvollſtreckung ſtehen der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung wegen der in 88 1 und 3 bezeichneten Anſprüche in die dem Pfandrecht unterliegenden Früchte 
nicht entgegen. 

Bei einem Erbhof unterliegt die Vollſtreckung wegen der im SS 1 und 3 bezeichneten Anſprüche 
nicht den aus § 39 Abſ. 2 bis 4 in Verbindung mit 8 59 Abf. 1 der Erbhofverordnung vom 15. Mai 
1937 (G. Bl. S. 359) ſich ergebenden Beſchränkungen. 


87 
Mit Gefängnis bis zu einem Jahr oder mit Geldſtrafe bis zu 10000,— G wird beſtraft, wer in 
der Abſicht, ſich der Erfüllung der in den §8 1 bis 3 bezeichneten Verpflichtungen zu entziehen, Früchte 
beiſeite ſchafft. 5 
Der Verſuch iſt ſtrafbar. . 
Die Verfolgung tritt nur auf den Antrag eines der im § 1 bezeichneten Gläubiger ein. Der Antrag 
kann zurückgenommen werden. 
8 8 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 15. Dezember 1938 in Kraft. 


Danzig, den 15. Dezember 1938. 


er Der Senat der Freien Stadt Danzig 
L. 1681 S Greiſer Rettelsky 
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216 Verordnung 
betreffend Anderung der Reichsverſicherungsordnung. 
Vom 5. Dezember 1938. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 40 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) und des die Geltungsdauer dieſes Geſetzes verlängerden 
Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel I 
K 821 

§ 209 a der Reichsverſicherungsordnung wird wie folgt geändert: 

(1) Als Abſatz 2 wird eingefügt: 

„Iſt der Dienſtpflichtige beim Ausſcheiden aus dem Dienſtverhältnis krank oder erkrankt er inner⸗ 
halb von drei Wochen nach der Dienſtentlaſſung, ohne bereits wieder Mitglied eines Trägers der 
Krankenverſicherung geworden zu ſein, ſo behält er während ſeiner Erwerbsloſigkeit etwaige Anſprüche 
nach $ 214. Für Dienſtpflichtige, die vor Antritt der Dienſtleiſtung auf Grund des Geſetzes betreffend 
Erwerbsloſenfürſorge vom 13. Februar 1931 (G. Bl. S. 29) unterſtützt wurden, tritt anſtelle des Trä⸗ 
gers der Krankenverſicherung die nach § 1 dieſes Geſetzes verpflichtete Gemeinde.“ 

(2) Der bisherige Abſatz 2 wird Abſatz 3. 


8 2 
Hinter § 209 a der Reichsverſicherungsordnung wird eingefügt: 
„Ss 209 b 


Der Senat kann beſtimmen, daß $ 209 a auch auf Dienſtleiſtungen anderer Art anzuwenden iſt. Er 
kann ferner Anordnungen darüber treffen, ob und inwieweit bei kurzfriſtigen Dienſtleiſtungen die Bei⸗ 
tragspflicht und der Anſpruch auf Leiſtungen ruhen, das Verſicherungsverhältnis aber fortbeſteht. Die 
dem Träger der Krankenverſicherung infolge Fortbeſtehens des Verſicherungsverhältniſſes entſtehenden 
Aufwendungen werden ihm nach Ermeſſen des Senats aus Mitteln der Freien Stadt Danzig er⸗ 
ſtattet.“ i 

Artikel II 

Die zur Durchführung und Ergänzung dieſer Verordnung erforderlichen Rechts- und Verwaltungs⸗ 

vorſchriften erläßt der Senat. 
Artikel III 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 5. Dezember 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
G 21°8 Greiſer Dr. Großmann 


217 Verorduung 
betreffend Anderung des Einkommen⸗, Vermögen⸗ und Er bſchaftſteuergeſetzes. 
Vom 10. Dezember 1938. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 53 a, e und e und des § 2b und d des Geſetzes zur Behebung der Not 
von Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) und des ſeine Verlängerung ausſprechenden 
Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel I 
Einkommenſteuer 
8 1 
Das Einkommenſteuergeſetz vom 11. Dezember 1934 (G. Bl. S. 781) in der zur Zeit geltenden 
Faſſung wird wie folgt geändert: 
1. 8 27 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 
(1) Der Haushaltsvorſtand und ſeine Kinder, für die ihm Kinderermäßigung nach 8 31 
Ziffer 2 gewährt wird, werden zuſammen veranlagt, ſolange er und die Kinder unbeſchränkt 
ſteuerpflichtig ſind. Sind die Kinder Juden, ſo wird der Haushaltsvorſtand mit ihnen zuſammen 
veranlagt, wenn fie während der unbeſchränkten Steuerpflicht des Haushaltsvorſtands minde⸗ 
ſtens vier Monate im Kalenderjahr minderjährig geweſen ſind und während dieſer Zeit zu 
ſeinem Haushalt gehört haben. ger 
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2. 8 31 erhält folgende Faſſung: 


„8 31 
Einkommenſteuertabelle 


Die zu veranlagende Einkommenſteuer bemißt ſich nach der als Anlage 1 beigefügten Ta⸗ 


belle (Einkommenſteuertabelle). Dabei gilt das folgende: 


15 


2. 


3. 


als ledig ſind Perſonen zu behandeln, die weder zu Beginn des Kalenderjahres noch min⸗ 
deſtens vier Monate im Kalenderjahr verheiratet waren. Ausgenommen ſind: 

a) Perſonen, denen Kinderermäßigung zuſteht; 

b) Männer, die mindeſtens vier Monate vor Ende des Kalenderjahrs das 65. Lebens⸗ 
jahr vollendet haben, und verwitwete oder geſchiedene Männer, aus deren Ehe ein 
Kind, das nicht Jude iſt, hervorgegangen iſt oder die mindeſtens vier Monate vor 
Ende des Kalenderjahrs das 50. Lebensjahr vollendet haben; 

e) Frauen, die mindeſtens vier Monate vor Ende des Kalenderjahres ein Kind, das nicht 
Jude iſt, geboren oder das 50. Lebensjahr vollendet haben; 

d) Vollwaiſen, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben und ſich in der Aus⸗ 
bildung für einen Beruf befinden. Die Vorausſetzungen müſſen in dem Kalenderjahr 
gleichzeitig mindeſtens vier Monate beſtanden haben. 

Kinderermäßigung ſteht dem Steuerpflichtigen für Kinder zu, die während ſeiner Steuer⸗ 
pflicht mindeſtens vier Monate im Kalenderjahr minderjährig geweſen ſind und während 
dieſer Zeit zu ſeinem Haushalt gehört haben. Die Kinderermäßigung wird auf Antrag 
für volljährige Kinder gewährt, die mindeſtens vier Monate im Kalenderjahr auf Koſten 
des Steuerpflichtigen für einen Beruf ausgebildet worden ſind und während dieſer Zeit 
das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. Als Kinder im Sinn dieſer Vorſchriften 
gelten neben den Abkömmlingen auch Stiefkinder, Adoptivkinder und Pflegekinder und deren 
Abkömmlinge. Die Steuerermäßigung für Adoptivkinder und Pflegekinder darf bei Steuer⸗ 
pflichtigen, die ohne dieſes Kind als ledig zu behandeln wären, 720, — G für jedes Kind 
nicht überſteigen. 


. Für Kinder, die Juden ſind, wird Kinderermäßigung nicht gewährt.“ 


39 erhalten die Abſätze 2 und 3 die folgende Faſſung: 
„(2) Für die Anwendung der Lohnſteuertabelle gilt das folgende: 


. als ledig find Arbeitnehmer zu behandln, die nicht verheiratet ſind. Ausgenommen ſind: 


a) Perſonen, denen Kinderermäßigung zuſteht; 

b) Männer, die das 65. Lebensjahr vollendet haben, und verwitwete oder geſchiedene 
Männer, aus deren Ehe ein Kind, das nicht Jude iſt, hervorgegangen iſt oder die 
das 50. Lebensjahr vollendet haben; 


e) Frauen, die ein Kind, das nicht Jude iſt, geboren oder das 50. Lebensjahr vollendet 


haben; 
d) Vollwaiſen, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben und ſich in der Aus⸗ 
bildung für einen Beruf befinden. 


Kinderermäßigung ſteht dem Arbeitnehmer für minderjährige Kinder zu, die zu ſeinem 


Haushalt gehören. Die Kinderermäßigung wird auf Antrag für volljährige Kinder ge⸗ 
währt, die auf Koſten des Arbeitnehmers für einen Beruf ausgebildet werden und das 
25. Lebensjahr noch nicht vollendet habn. Als Kinder im Sinne dieſer Vorſchrift gelten 
neben den Abkömmlingen auch Stiefkinder, Adoptivkinder und Pflegekinder und deren 
Abkömmlinge. : 

Für Kinder, die Juden jmd, wird Kinderermäßigung nicht gewährt. 

(3) Für die Berückſichtigung des Familienſtands (Abſatz 2) bei Ausſchreibung der Steuer⸗ 


karte ſind die Verhältniſſe am Stichtag der Perſonenſtandsaufnahme vor Beginn des Kalender⸗ 
jahres maßgebend. Dieſe find auf der Steuerkarte (8 42) einzutragen. Erhöht ſich die Zahl der 
Familienangehörigen, ſo hat das Steueramt auf Antrag die Steuerkarte zu ergänzen. Die Er⸗ 
gänzung iſt erſt bei der Lohnzahlung zu berückſichtigen, bei der die ergänzte Steuerkarte vor⸗ 
gelegt wird.“ 


Dieſer 


8 2 
Artikel tritt mit ſeiner Verkündung und folgender Maßgabe in Kraft: 


1. für das Veranlagungsverfahren gelten die neuen Vorſchriften erſtmalig bei der Veranlagung 
und den Vorauszahlungen für das Kalender⸗(Wirtſchafts⸗)jahr 1939; 
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2. für den Steuerabzug vom Arbeitslohn ſind die neuen Vorſchriften erſtmalig bei Lohn⸗ 
zahlungen für Lohnzahlungszeiträume anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 1938 enden. 


Artikel II 
Vermögenſteuer 
§ 1 


Das Vermögenſteuergeſetz vom 27. Dezember 1934 (G. Bl. 1935 S. 1) in der zur Zeit gel⸗ 
tenden Faſſung wird wie folgt geändert: 


1. In $ 5 Abſatz 2 wird folgender Satz angefügt: 
„Kinder, die Juden ſind, bleiben unberückſichtigt.“ 
2. § 8 Abſatz 2 erhält folgenden Zuſatz: 
„Kinder, die Juden ſind, bleiben unberückſichtigt.“ 
3. Im $ 10 erhält Abſatz 2 die folgende Faſſung: 

„(2) Eltern werden mit ihren am Hauptveranlagungszeitpunkt vorhandenen Kindern zu⸗ 
ſammen veranlagt, ſoweit für dieſe eine Steuerermäßigung nach 5 8 Abſ. 2 gewährt wird. 
Sind die Kinder Juden, ſo werden die Eltern mit ihnen zuſammen veranlagt, wenn ſie am 
Hauptveranlagungszeitpunkt minderjährig geweſen ſind und zum elterlich 


en Haushalt gehört 
haben.“ 
1022 
Dieſer Artikel tritt mit feiner Verkündung und der Maßgabe in Kraft, daß § 1 erſtmalig bei der 
Hauptveranlagung zur Vermögenſteuer für die Jahre 1939 ff. Anwendung findet. 


Artikel III 
Er bſchaftſteuer 
8 1 


Das Erbſchaftſteuergeſetz vom 31. Dezember 1931 (G. Bl. 1932 S. 61) wird wie folgt geändert: 
Im 8 6 wird folgender Satz angefügt: 
„Kinder, die Juden ſind, bleiben unberückſichtigt.“ 


82 
Dieſer Artikel tritt mit ſeiner Verkündung und der Maßgabe in Kraft, daß § 1 auf alle Fälle 
Anwendung findet, in denen der Erblaſſer nach dem 31. Dezember 1938 geſtorben iſt. 


e Artikel IV 
Wer Jude im Sinne der Vorſchriften der Artikel I bis III iſt, beſtimmt [ 


ich nach der Verordnung 
zum Schutze des deutſchen Blutes und der deutſchen Ehre vom 21. November 1938 (G. Bl. S. 616). 


Danzig, den 10. Dezember 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
F. Fz. S. Huth Dr. Hoppenrath Dr. Wiers⸗Keiſer 


2¹⁸ Verordnung 


über Zulaſſung zur Heilbehandlung. 
Vom 15. Dezember 1938. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 49 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) und des Geſetzes zur Verlängerung dieſes Geſetzes vom 
5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


(1) Sofern ein Bedürfnis dafür vorhanden iſt, kann der Senat Perſonen, die die Anerkennung 
einer Approbation als Arzt durch Widerruf gemäß 8 7 Buchſtabe b der Arzteord 


nung in der Faſſung 
der Verordnung vom 23. September 1938 (G. Bl. S. 486) verloren haben, zur Behandlung von Krank⸗ 
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heiten zulaſſen, die nur von Perſonen mit einer für das Gebiet der Freien Stadt Danzig anerkannten 
Approbation behandelt werden dürfen. N 


(2) Die Erlaubnis kann auf die Behandlung eines beſtimmten Perſonenkreiſes beſchränkt werden. 
(3) Über die erteilte Erlaubnis iſt eine Beſcheinigung auszuſtellen. 


8 2 
Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 15. Dezember 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 


G. 2267 Greiſer Dr. Großmann 
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Druckfehlerberichtigung. 
In dem Kapitalverkehrſteuergeſetz (K. V. G.) vom 31. Oktober 1938 (G. Bl. S. 625 ff.) muß es 


. auf Seite 628 in $ 13 Abſ. (2) in der zweiten Zeile ſtatt „Forſchungsrechte“ heißen: „Forde⸗ 


rungsrechte“, 


. auf Seite 631 in $ 22 Abſ. (2) Ziff. 2 ſtatt „Guldenpfennige“ heißen „Guldenpfennig“ 
. in den Durchführungsbeſtimmungen zum Kapitalverkehrſteuergeſetz (K. V. D. B.) muß es auf Seite 


623 Ziff. 8 ſtatt „Handelanleihen“ heißen: „Wandelanleihen“ 


. ebenda auf Seite 638 in § 20 Abſ. (2) in der dritten Zeile von oben muß es ſtatt „vno“ heißen 


„von“ 


. ebenda auf Seite 638 in § 20 Abſ. (7) in der vorletzten Zeile muß es ſtatt „zurückzugeben“ heißen 


„zurückgegeben“ 


. ebenda auf Seite 644 in $ 52 Abſ. (2) in der zweiten Zeile muß es ſtatt „angemnet“ heißen 


„angemeldet“ 


. ebenda auf Seite 646 in $ 59 Abſ. (2) in der dritten Zeile muß es ſtatt „Monatsabgabe“ heißen 


„Monatsangabe“ 


ebenda auf Seite 648 in § 65 Abſ. (2) in der erſten Zeile muß es ſtatt „anderes“ heißen 


„anders“ 


ebenda auf Seite 649 in $ 68 Abſ. (1) in der vorletzten Zeile muß es ſtatt „ausausgetauſchten“ 


heißen „ausgetauſchten“ 


. ebenda auf Seite 650 in § 73 Abſ. (1) in der zweiten Zeile muß es ſtatt „über“ heißen „mit“ 
ebenda auf Seite 651 in $ 74 Abſ. (4) in der zweiten Zeile muß es ſtatt „Arbetrageur“ heißen 


„Arbitrageur“ 


ebenda auf Seite 651 in $ 76 Abſ. (3) in der fünften Zeile von oben muß es ſtatt „beizufügen“ 


heißen „beifügen“ 


13. auf Seite 653 in § 82 Abſ. (3) in der vorletzten Zeile iſt ſtatt „Finanzamt“ zu ſetzen „Steuer⸗ 
amt“ 
14. auf Seite 659 Muſter 2 zu Ziffer 4 der Anleitung iſt in der erſten Zeile ſtatt „Renn⸗ 
($ 17 K. V. D. B.) 
betrags“ zu ſetzen: „Nennbetrags“ 
15. auf Seite 661 in dem Muſter für die Steuerfeſtſetzung durch das Verkehrſteueramt iſt in dem 
die Rechtsmittelbelehrung enthaltenen letzten Abſatz ſtatt „Einſpruch“ zu ſetzen: „Anfechtung“ 
220 Nachſtehend werden die 
Anlagen 
zur erſten Verordnung zur Durchführung der Rechtsverordnung zum Schutze der 
Erbgeſundheit (Ehegeſundheitsgeſetz) 
vom 8. Auguſt 1938 (G. Bl. S. 246) 
veröffentlicht. 


Danzig, den 16. Dezember 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Abteilung für Geſundheitsweſen und Soziales 
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Anlage 1 


S (Zum 8 1 der 
Verordnung) 


Neis art =) 


Tal rr 
i (Anſchrift und Fernſprecher) 


Ehetauglichkeitszeugnis 


wohnhaft in e 


und der 


liegen Ehehinderniſſe im Sinne der Rechtsverordnung zum Schutze der Erbgeſundheit (Ehegeſundheits⸗ 
geſetz) vom 8. Auguſt 1938 (G. Bl. S. 245) und des 8 8 der Verordnung zum Schutze des deutſchen 
Blutes und der deutſchen Ehre vom 21. November 1938 (G. Bl. S. 616) nicht vor. 


A: 
(Siegel) 
2 (unterſchriſh 


— ee 


) Einzuſetzen die amtliche Bezeichnung des Kreisarztes. 
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Anlage 2 


(Zum 8 2 Abſ. 2 der 
Verordnung) 


Lichtbild Lichtbild 


(Straße, Haus⸗ Nr., Fernſprecher) 


5 vorn) (von der Seite) 


Unterſuchungsbogen 


—dm— —k:...(ͥð;5§x³k8d—.. «ð—... EES 


Unterſuchender 


Fe 


Auszufüllen 
vom Kreisarzt 


Naff en.. dd ñññ 
(bei Frauen auch Mädchenname) Perſonenſtan d:: 

geboren nn Be ee am ehelich. Glaubensbekenntnis 

unehelich des Vater 
5 der Nullen. E 
DE TE ²²⁵pp)̃ . ĩͤ Den. 
Wirt ee „ ode TEN 
(Haus⸗Nr.) 
Erbärztliche Maßnahmen | Sie de 
! | (wenn ja, Name und Anſchrift des Paarlings) 

Iſt Ihnen der Unterfuchte bekannt oder wodurch hat er ſich ausgewieſenᷣ nns? 


Frühere ärztliche Behandlung 
(Angabe der Arzte, Krankenhäuſer — genaue Zeitangabe und Anſchrift): 
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(Seite 2 der Anlage 2) 
Eigene Vorgeſchichte 


er ee Bettnäffen: ` 


zo EE Krämpfe: 
Sprechen gelernt 


Kinderkrankheiten: 


Geiſtige Entwicklung (Schulbeſuch, Berufsausbildung, evtl. Kriminalität) 


e mal ſitzengeblieben 


Alkoholgenuß, Rauchen: 
Umweltverhältniſſe: 


Körpergewicht: kg Körpergröße: Kopfumfang Bruſt umfang 


örperbauhp (nach Kreſcme dd 88 
Warfar be Aügenſard e 88 


Beſtehen Anzeichen für Einſchlag nichtdeutſchen | SE 
oder nicht artverwandten Blutes? | 
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(Seite 3 der Anlage 2) 


Allgemeiner Körperzuſtand (Knochenbau, Muskulatur, Fettpolſter, Haltung, Körperbau und Raſſen⸗ 


Haut: 
Behaarung a: ee PBigmentanomalien: EE E 
Err Bereltaltensr ere 


Mundhöhle: 2 0.02 EE EE 
ee J 
Lymphdrüſenanſchwellunge nn; 


JJVVVVVVVVVVVTdVVc.... . „%% ĩ . 8 


— — — oe 


Bauch organe Sn 
32 55 Brüch anlagen. 
Geſchlechtsorgane ee EE EE 
Zeugungsfähigkeit bzw. Gebärfähig keit EE 
Urin: Nation:; Beeren S S2... 


PTC. —P—— —*»;7⅛˖7;;̃ͥ .; . ———— ̃7˖§ßx.æ6i TIER 


SEENEN gegebenenfalls Me 
EE 
Reflexe: Bauchdeckenreflenke Cremaſterreflex Patellarſehnenreflex Achillesſehnenreflex 

Babst! Romberg Pupfllen reaktion: 
EES Nyſtagmu s.. 
Motilita ffn. ner 3 Würgre fle. 
Geniibilttät: rt JJ ⁵ð U ee eier 


Psyche ß 
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dem 


Nach dem vorſtehenden Befund und den ſonſtigen Feſtſtellungen ist drm 


zur Eheſchließung geraten worden 

von der Eheſchließung abgeraten worden 

eröffnet worden, daß vermutlich wegen 

vorübergehend — dauernd — Eheuntauglichkeit beſteht 

obwohl eine Eheuntauglichkeit nicht ſicher bedingt iſt, abgeraten worden, die beabſichtigte Ehe ein⸗ 
zugehen 


einem 
einer 


wegen vorhandener Unfruchtbarkeit empfohlen worden, eine Ehe mit Unfruchtbaren oder 


Erbkranken einzugehen 
einem 


wegen vorhandener Erbkrankheit empfohlen worden, die Ehe mit ier 


Unfruchtbaren einzugehen. 


Stempel 
des Arztes 


. in (Unterſchrift des unterſuchenden Arztes) 


Raum für Bemerkungen, ſpätere Unterſuchungsbefunde und Ermittelnngsergebniſſe 
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Anlage 3 
(Zum 8 9 der 
Verordnung) 
Kreisarzt HI 1 
EE TEE 193 
EE (Anſchrift und Fernſprecher) 

Beſcheinigung 
Deemjmnmm dd W 
geb an a 3 in e EEN 
Wohnhaft n EE EE EE 
Und denmgn.. f 
geb. amm ER inn ee a ee 
wohnhaft in: nnn Ee 


iſt das auf Grund der Rechtsverordnung zum Schutze der Erbgeſundheit (Ehegeſundheitsgeſetz) vom 
8. Auguſt 1938 (G. Bl. S. 245) 2) und des § 10 der Verordnung zum Schutze des deutſchen Blutes 
und der deutſchen Ehre vom 21. November 1938 (G. Bl. S. 616) erforderliche Ehetauglichkeitszeugnis 


verſagt worden, weii!kkñ;ĩ;ẽ ́ TT 
(Siegel) 
N 8 ee 5 


1) Einzuſetzen die amtliche Bezeichnung des Kreisarztes. 
) Eine etwaige Beſchwerde iſt an das Erbgeſundheitsgericht zu richten. 


S eegene 
Herausgeber: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Drud von A. Schroth in Damig. 
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